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Liebe Europafreundinnen und Europafreunde 

 
In den letzten Wochen und Tagen ist in Europa wieder viel von Solidarität im 
Allgemeinen und der EU als Solidargemeinschaft im Besonderen die Rede.  

„Solidarität ist einer der Eckpfeiler der Europäischen Union. In Krisenzeiten hat 
sie einen noch größeren Stellenwert und muss den Beweis erbringen, dass sie 
nicht nur auf dem Papier existiert“, so Frankreichs Ex-Staatspräsident Valéry 
Giscard d’Estaing in einem kürzlich veröffentlichten Aufruf. 

In ihrer Regierungserklärung vom 23.4. d.J. (S.6) erinnert die Bundeskanzlerin 
daran, dass es in diesen außergewöhnlich ernsten Zeiten „um den Zusammen-
halt und die Solidarität in unserer Gesellschaft und in Europa geht“. 

Und Martin Schulz, der ehemalige Präsident des Europäischen Parlaments, 
schreibt im „vorwärts“ in einem Artikel mit der Überschrift Wir brauchen die 
Solidarität der Tat: „Um die Corona-Krise dauerhaft zu überwinden, müssen wir 
jetzt den Grundstein legen, um die Europäische Union endlich zu einer 
Solidargemeinschaft zu machen. Eine wirkliche Solidargemeinschaft, die in 
Zukunft besser eingreifen kann, wenn Staaten unverschuldet in Krisen 
geraten.“ 

Wie steht es nun um die tätige Solidarität in Europa? 

Nach zögerlichem Beginn und schwierigen Verhandlungen hat am 23. 4. der 
Europäische Rat ein 540 Milliarden Euro-Programm für die Überwindung der 
wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Corona-Krise verabschiedet und der 
Auflage eines 1 Billion Euro schweren so genannten Erholungsfonds 
zugestimmt. Da ergibt sich natürlich die Frage wie soll das finanziert werden? 

Die gegenwärtig laufenden Verhandlungen zum Mehrjährigen Finanzrahmen 
(MFR) der EU bieten da noch Spielraum. Klar ist aber, dass die Finanzierungs-
mittel der EU, die sich im Wesentlichen aus Beiträgen der Mitgliedstaaten 
ergeben, erhöht werden müssen. Deutschland ist laut Bundeskanzlerin Merkel 
dazu bereit. Eine zweite Möglichkeit wären die insbesondere von den 
Südländern favorisierten Corona-Bonds, die allerdings von den Niederlanden 
und auch von Deutschland abgelehnt werden. 

Solidarische Hilfe wurde aber auch geleistet, indem italienische Corona-
Intensivpatienten in deutschen Krankenhäusern behandelt wurden. 
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Der von MdB Franziska Brantner sowie MdEP Alexandra Geese und Sven 
Giegold initiierte gemeinsame deutsch-italienische Appell „We are in this 
together“ (S. 19ff) und die Solidaritätsbekundungen vor der italienischen 
Botschaft in Berlin sind weitere Beispiele für das Zusammenstehen in diesen 
schwierigen Zeiten.  

Die Wahrnehmung in Italien ist allerdings gänzlich eine andere. Dort breitet 
sich Hass aus, und Deutschland ist für fast die Hälfte der Italiener der Feind  
Nr. 1. Und auch die Zustimmung zur EU ist um 20 Prozentpunkte gesunken. 
Besonders nahe gegangen ist mir der Fernsehbericht, der zeigt wie ein 
italienischer Bürgermeister die EU-Flagge einholt, zerschneidet und ver-
brennt…. 

Da fragt man sich, woher kommt eine solche antideutsche und antieuropäische 
Einstellung? Wir haben doch Solidarität geübt - für viele Italiener aber viel zu 
spät. 

Als zu Beginn der Pandemie Italien Hilfe benötigte hat Deutschland die Grenzen 
dicht gemacht und einen Exportstopp für wichtige Güter verhängt. Da waren 
dann demonstrativ China und Russland zur Stelle und halfen mit mehreren 
Flugzeugladungen aus. (China ist nun für viele Italiener der Freund Nr. 1). 

„Deutschland hat am Anfang der Corona-Epidemie einen Fehler gemacht“, sagt 
der SPD-Fraktionsgeschäftsführer im Deutschen Bundestag Carsten Schneider, 
„insbesondere das Exportverbot von Hilfsgütern fand ich beschämend und 
falsch.“ 

Und auch die Ablehnung von Corona-Bonds wird in Italien als versagte Hilfe 
verstanden. Da sind Risse in den deutsch-italienischen Beziehungen zutage 
getreten. Es wird nicht leicht sein, diese wieder zu kitten, aber wir müssen alles 
tun, um das deutsch-italienischen Verhältnis wieder zu normalisieren und den 
Zusammenhalt in Europa zu sichern. 

Zum Schluss noch ein großes Dankeschön an Prof. Gasiecki, der in bewährter 
Weise die Recherchen vorgenommen, das Material für die Broschüre zusam-
mengestellt und uns Anregungen für die weitere Arbeit im Landesverband mit 
auf den Weg gegeben hat. 

Nun wünsche ich Ihnen eine interessante Lektüre der vorliegenden Sonder-Info 
und hoffe, dass wir alle gesund bleiben. 

 

Ihr Jürgen Lippold 



 
5 

 

Zur Erinnerung und Besinnung: 

Die größten Pandemien in rund 700 Jahren! 

 

Pest-Pandemie „Schwarzer Tod“ (1347-1352)   75 000 000 Tote 

Pest in Italien (1623-1632)            280 000 Tote 

Große Pest von Sevilla (1647-1652)        2 000 000 Tote 

Große Pest von London (1665-1666)                                100 000 Tote 

Große Pest von Marseille (1720-1722)           100 000 Tote 

1. Europäisch-Asiatische Cholera-Pandemie (1816-1826)                100 000 Tote 

2. Europäisch-Asiatische Cholera-Pandemie (1829-1857)                100 000 Tote 

Russische Cholera-Pandemie (1852-1860)        1 000 000 Tote 

Russische Grippe-Pandemie (1889-1890)                  1 000 000 Tote 

6. Cholera-Pandemie (1889-1923)                      800 000 Tote 

Europäische Schlafkrankheit (1915-1926)        1 500 000 Tote 

Spanische Grippe (1918-1920)   1               100 000 000 Tote 

Asiatische Grippe (1957-1958)                    2 000 000 Tote 

Hongkong-Grippe (1968-1969)                    1 000 000 Tote 

H1N1-Pandemie (2009)                                  203 000 Tote 

 

Corona 19-Virus-Pandemie (2020-?)  

 

 

(Fakten sind entnommen: Frankfurter Allgemeine Woche, Magazin für Politik, 
Wirtschaft und Kultur. – Nr. 17/2020, S. 62. F.) 

                                                           
1 Die Zahl der Toten bei der „Spanischen Grippe“ wird zwischen 50 Millionen und 100 
Millionen angegeben! 
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Eine Mahnung zur rechten Zeit! 
 

Aus der Regierungserklärung von Bundeskanzlerin Merkel 
am 23. 04. 2020 

 
„Wir erleben ganz und gar außergewöhnliche, ernste Zeiten. Und wir 
alle, Regierung und Parlament, unser ganzes Land, werden auf eine 
Bewährungsprobe gestellt, wie es sie seit dem Zweiten Weltkrieg, 
seit den Gründungsjahren der Bundesrepublik Deutschland nicht gab. 
Es geht um nicht weniger als das Leben und die Gesundheit der 
Menschen. Und es geht um den Zusammenhalt und die Solidarität in 
unserer Gesellschaft und in Europa. 

Niemand hört es gerne, aber es ist die Wahrheit: Wir leben nicht in 
der Endphase der Pandemie, sondern immer noch an ihrem Anfang. 
Wir werden noch lange mit diesem Virus leben müssen. Die Frage, 
wie wir verhindern, dass das Virus zu irgendeinem Zeitpunkt unser 
Gesundheitssystem überwältigt und in der Folge unzähligen Men-
schen das Leben kostet, wird noch lange die zentrale Frage für die 
Politik in Deutschland und Europa sein. 

Durch die Strenge mit uns selbst, die Disziplin und Geduld der letzten 
Wochen haben wir die Ausbreitung des Virus verlangsamt. Das klingt 
wie etwas Geringes, aber es ist etwas ungeheuer Wertvolles. Wir 
haben Zeit gewonnen und diese wertvoll gewonnene Zeit gut 
genutzt, um unser Gesundheitssystem weiter zu stärken. 

Gleichwohl sehe ich es als meine Pflicht an, zu mahnen, eben nicht 
auf das Prinzip Hoffnung zu vertrauen, wenn ich davon nicht über-
zeugt bin. So mahne ich in diesem Sinne auch im Gespräch mit den 
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten und auch in diesem 
Hohen Hause: Lassen Sie uns jetzt das Erreichte nicht verspielen und 
einen Rückschlag riskieren! 

Doch all unsere Bemühungen auf nationaler Ebene können letztlich 
nur dann erfolgreich sein, wenn wir auch gemeinsam in Europa er-
folgreich sind. Sie haben mich hier in diesem Haus oft sagen hören: 
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Deutschland kann es auf Dauer nur gut gehen, wenn es auch Europa 
gut geht. - Mir ist es mit diesem Satz auch heute wieder sehr, sehr 
ernst. 

Nun fordern einige unserer europäischen Partner – aber auch inner-
halb der politischen Diskussion in Deutschland ist das ein Thema – , 
angesichts der schweren Krise gemeinsame Schulden mit gemein-
samer Haftung aufzunehmen. Dann müssten alle nationalen Parla-
mente in der Europäischen Union und auch der Deutsche Bundestag 
entscheiden, die EU-Verträge so zu ändern, dass ein Teil des Budget-
rechts auf die europäische Ebene übertragen und dort demokratisch 
kontrolliert würde. Das wäre ein zeitraubender und schwieriger 
Prozess und keiner, der in der aktuellen Lage direkt helfen könnte; 
denn es geht jetzt darum, schnell zu helfen und schnell Instrumente 
in der Hand zu haben, die die Folgen der Krise lindern können. 

Doch eines ist schon klar: Wir sollten bereit sein, im Geiste der Solida-
rität über einen begrenzten Zeitraum hinweg ganz andere, das heißt 
deutlich höhere Beiträge zum europäischen Haushalt zu leisten. Denn 
wir wollen, dass sich alle Mitgliedstaaten in der Europäischen Union 
wirtschaftlich wieder erholen können. 

Für uns in Deutschland ist das Bekenntnis zum vereinten Europa Teil 
unserer Staatsräson. Das ist kein Stoff für Sonntagsreden, sondern 
das ist ganz praktisch: Wir sind eine Schicksalsgemeinschaft. 

Dies muss Europa jetzt angesichts dieser ungeahnten Herausforde-
rung der Pandemie beweisen. Diese Pandemie trifft alle, aber nicht 
alle gleich. Wenn wir nicht aufpassen, dient sie all denen als Vor-
wand, die die Spaltung der Gesellschaft betreiben. Europa ist nicht 
Europa, wenn es sich nicht auch als Europa versteht. Europa ist nicht 
Europa, wenn es nicht füreinander einsteht in Zeiten unverschuldeter 
Not. 

Wir haben in dieser Krise auch die Aufgabe, zu zeigen, wer wir als 
Europa sein wollen.“  
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Zum Europäischen Rat am 23. 04. 2020 
 

Zum wiederholten Male tagte am 23. 04. 2020 der Europäische Rat 
zu den Fragen und Problemen, die sich aus der Coronakrise ergeben. 
Die Schlussfolgerungen des Präsidenten des Europäischen Rates be-
nennen die Ausgangspositionen der zu bewältigenden Aufgaben: 

„Das Wohlergehen jedes einzelnen Mitgliedstaats der EU hängt vom 
Wohlergehen der EU insgesamt ab. … Wir haben den starken Willen 
betont, gemeinsam voranzukommen. … Wir waren uns alle darin 
einig, dass die Gesundheit und Sicherheit unserer Bürgerinnen und 
Bürger an erster Stelle stehen.“ 

Eine zusammenfassende Wertung der Tagungsergebnisse aus unserer 
europäischen Sicht sieht wie folgt aus: 

1. Das seit Wochen durch Parlament und Kommission vorbereitete 
Projekt zur sofortigen und schnellen Überwindung der wirtschaft-
lichen und sozialen Folgen der Pandemie ist durch den Europäischen 
Rat bestätigt worden. Damit stehen ab 01. 06. 2020 rund 540 Mrd. 
Euro zur Verfügung. Das ist ein erster notwendiger Schritt. 
2. Verständigung ist darüber erzielt worden, dass die EU für die spä-
tere Regelung weiterer Krisenfolgen einen „Erholungsfond“ in Höhe 
von etwa 1000 Mrd. Euro auflegen wird. Darin besteht der zweite 
erforderliche Schritt. 
3. Nun beginnen die „Mühen der Ebene“! Viele Fragen der 
Umsetzung sind offen, Details müssen bei durchaus vorhandenen 
unterschiedlichen Interessen und Vorstellungen der Mitgliedsländer 
noch geklärt werden. Dazu bietet die kommende Diskussion über den 
neuen Rahmenhaushaltsplan der EU genügend Spielraum. Das wird 
der dritte entscheidende Schritt sein. 

Wie auch immer: Durch diese Grundsatzentscheidungen ist die Ge-
meinschaft der Mitgliedstaaten der EU gestärkt worden. Diese Rats-
tagung wird mit Sicherheit als ein bedeutender Meilenstein in die 
Geschichte der EU eingehen! 
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Das „Prinzip Verantwortung“ 
 

Einige Gedanken zum Dialog über die weitere 
Arbeit unseres Landesverbandes 

 

Bereits vor einigen Jahrzehnten hat der Philosoph Hans Jonas das 
„Prinzip Verantwortung“ als Bestandteil einer Zukunftsethik in der 
Form eines „Kategorischen Imperativs“ formuliert: „Handle so, dass 
die Wirkungen deiner Handlungen verträglich sind mit der 
Permanenz echten menschlichen Lebens auf Erden“. Schaue ich mir 
die aktuelle Situation an und versuche, daraus Folgerungen für 
unsere Verbandsarbeit abzuleiten, dann sehe ich folgende Aspekte: 

- Da haben eben die Bundeskanzlerin sowie verschiedene Wissen-
schaftler mit allem Ernst darauf verwiesen, dass die gegenwärtige 
Pandemie noch längst nicht überwunden ist und wir einen langen 
Atem brauchen, und schon kommen unter Politikern, Medien und 
Vertretern der Wirtschaft Stimmen auf, die eine viel schnellere 
Lockerung der getroffenen Schutzmaßnahmen fordern. Wer von uns 
kann ausschließen, dass die Pandemie in eine neue große Welle 
mündet? Das wäre ein Super-GAU, schlimmer und unkontrollierter 
als ein erwarteter „größter anzunehmender Unfall“! Sollten wir nicht 
auch in unserem Verband darüber diskutieren, was wir heute unter 
„Verantwortung“ verstehen und wie wir Verantwortungsgefühl 
durch unsere Arbeit befördern können? 

- Kaum hatte die Bundeskanzlerin davon gesprochen, dass die 
Coronakrise eine „Zumutung der Demokratie“ sei, da wurde in den 
Medien von verschiedener Seite dieser Ausspruch selbst als eine „Zu-
mutung der Demokratie“ bezeichnet. Bleibt nicht das „Prinzip Verant-
wortung“ auf der Strecke, wenn ich der Politik generell das Recht und 
die Pflicht abspreche, geeignete Schutzmaßnahmen für die 
Menschen zu treffen? Ist es etwa angebracht, wenn die 
Fußballverantwortlichen eine "Warnung an die Politik“ aussprechen, 
wenn der Ball nicht wie gewohnt rollt? Sollten wir nicht auch in 
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unseren Veranstaltungen mehr darüber sprechen, worin einerseits 
die Notwendigkeiten politischen Handelns und andererseits die 
Grenzen politischen Handelns bestehen – nicht nur in der 
nationalen, sondern auch in der europäischen Politik? 

- Wir wissen alle, dass die Überwindung der Krisenfolgen dieser Pan-
demie wahrscheinlich bisher „unerhörte“ finanzielle Mittel erfordern 
wird. Nun hat eben die Bundeskanzlerin die Bereitschaft der Bundes-
republik erklärt – und damit für die kommende Haushaltsdiskussion 
in der EU ein Signal gesetzt –, erheblich mehr Mittel für die EU zur 
Verfügung zu stellen, da hat gerade der Bundesfinanzminister – eben 
aus Verantwortung heraus – gesagt, dass wir, anstatt unter dem in 
der EU geltenden Prinzip der zulässigen Grenze von 60% des BSP zu 
bleiben, auch bereit sind, eine Schuldenhöhe von vielleicht 75 % des 
BSP über einen eventuellen längeren Zeitraum zuzulassen – da 
erheben sich erneut die Stimmen, die Deutschland als „den Zahl-
meister der EU“ beschwören und eine solche Politik ablehnen. Wo 
bleibt da die Verantwortung für Europa als Ganzes? Sollten wir nicht 
darüber sprechen, wie wir in unseren Diskussionen und den 
Veranstaltungen des Bildungsringes die notwendigen Konsequen-
zen zur Gestaltung einer stabilen europäischen Gemeinschaft 
unseren Mitgliedern und Interessenten noch stärker bewusst 
machen? Müssen wir nicht stärker über eine zukünftige reformierte 
Europäische Union sprechen? 

Ich verstehe meine Äußerung als einen Anstoß zur qualitativen 
Weiterentwicklung unserer Verbandsarbeit, gerade auch im Zusam-
menhang mit dem 30. Jahrestag der Gründung des EUD-Landes-
verbandes in Mecklenburg-Vorpommern. 

 

Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des Landesverbades 
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„Mehr Schlagkraft für Europa!“ 
Aus einem Statement von Michael Freund, MdEP 

 

Es gibt sie noch, die europäische Solidarität während der Corona-
Krise. Doch zu häufig lässt die europäische Zusammenarbeit und 
Solidarität schwer zu wünschen übrig. Einige Mitgliedstaaten 
blockieren weiter eine starke, solidarische Antwort auf die 
kommende Wirtschaftskrise. Sie lehnen gemeinsame Anleihen 
(Corona-Bonds) ab und wiederholen damit Fehler, die schon die 
Eurokrise unnötig lang und schmerzhaft gemacht haben. Und damit 
auch dem Populismus und den Eurokritikern mit zum Aufstieg 
verholfen haben. In Italien ist die Zahl der Europaskeptiker mit 
Beginn der Krise um 20 Prozent nach oben geschossen. Die 
Wahrnehmung eines handlungsunfähigen Europas hat Fliehkräfte in 
Gang gesetzt. 

Wir brauchen - jetzt mehr denn je - eine Debatte über die Zukunft der 
EU. Wir müssen analysieren, warum im ersten Reflex auf die Krise vor 
allem nationale statt europäische Antworten Konjunktur hatten. Und 
wir müssen es endlich schaffen, gelebte europäische Solidarität und 
den Wunsch der Bürger*innen nach mehr Europa in der Krise nach-
haltig in politische Prozesse zu übersetzen.  

Die Konferenz zur Zukunft der EU ist für diese Debatte das ideale 
Forum. Das Europäische Parlament steht hierfür bereits in den Start-
löchern. Am Freitag hat das Parlament in seiner Corona-Resolution 
auch gefordert, die Konferenz so bald wie möglich zu starten. Darin 
fordern wir, die Konferenz direkt nach dem Ende der Reisebeschrän-
kungen zu beginnen. Wir sollten dann nicht nur über Corona und 
unsere Gesundheitssysteme diskutieren, wie von der zuständigen 
Kommissarin Dubravka Suica diese Woche vorgeschlagen. Wir brau-
chen grundlegende Antworten auf die demokratischen, wirtschaft-
lichen, sozialen und klimatischen Herausforderungen unserer Zeit. Es 
wird Zeit, eine breite europäische Debatte darüber zu beginnen - mit 
den europäischen Bürger*innen.“ 
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In der „Sonderinformation Nr. 2“ hatten wir einen Auszug aus dem 
Vortrag des Philosophen Achenbach über „Gelassenheit“ gebracht. 
Heute verweisen wir Sie auf sein „Buch der inneren Ruhe“, 5. Aufl., 
2020 – auch als eine Reminiszenz zum „Welttag des Buches“ am 23. 
04. 2020 

„Ruhe und Gelassenheit ‒ das klingt manchem Ohr nach still-
besinnlichem Kalendersprüchlein und erbaulicher Gut-Nacht-Lektüre. 
Man erwartet sich womöglich den beruhigenden Sinnspruch oder 
eine anmutige Blütenlese „schöner Stellen”, die das Herz erwärmen 
und den Verstand in Ruhe lassen. 

… Weniges bringt die sozial wahrscheinlich gemachten Menschen so 
sehr außer Fassung wie ein wahrhaft gefasster, gelassener Mensch. 
Seine Ruhe verrät Außerordentlichkeit, wie Gelassenheit überhaupt 
alles andere als eine Allerweltstugend ist; vielmehr ist sie das Kenn-
zeichen der Wenigen und Seltenen und Unwahrscheinlichen; hätte 
ich das Pathos nicht zu scheuen, würde ich behaupten: sie sei Sache 
des souveränen Menschen. So verstanden sie die Stoiker. 

Von ihnen ist zu lernen, was sie bewegte, Gelassenheit als Tugend 
hoch zu schätzen. Es waren Erfahrungen des Leids, eines unberechen-
baren, unbeugsamen Schicksals, ungesühnten Unrechts oder dum-
pfer Gewalt; es war die Erfahrung, ohnmächtig zu sein, ohne alle 
Hilfe, ausgeliefert. Zur Gelassenheit ermahnten sie sich, indem sie am 
bornierten Wissensdünkel ihrer Zeitgenossen zu verzweifeln drohten 
oder weil sie deren Überzeugungsselbstgefälligkeiten anders nicht 
ertrugen. Die Gelassenheit war ihnen Zuflucht angesichts von Angst 
und Furcht und Sorgen sowie der bösen Lust, die hintertreibt, 
verleumdet, intrigiert, herabsetzt. Nicht zuletzt war ihnen die 
Gelassenheit das tapfere Beharren in der Krankheit, die den Leib ver-
wüstet, zuletzt im Wissen um den kalten, lässig abmachenden Tod, 
dem wir alle ohne Unterschied verfallen - einer früher, einer später. 

Kurz: Gelassenheit als gelebte Haltung war die Antwort des Weisen, 
die er den Widrigkeiten des Lebens entgegensetzte ... ‒ und an denen 
mangelt es nicht, wie die Erfahrenen wissen.“ 



 
13 

 

_________________________________________________________________ 

Die Europäische Bewegung Deutschland, das größte Netzwerk für 
Europapolitik in Deutschland, gestaltet ab 20. 04. 2020 einen neuen „EBD-
Newsletter“. Jeden Montag werden dort Ein- und Ausblicke auf Agenda und 
Inhalte der Europapolitik, jeweils mit einem klaren Schwerpunkt und stets 
mit vielfältigen Positionen vorgestellt. Maßgeblich betreut wird dieser 
Newsletter durch Markus Vennewald, dem neuen Europareferenten beim 
Generalsekretariat der EBD. 

 

 

Verantwortungslos durch die Krise: Wenn wenig 
Kompetenz die EU mal wieder zum Sündenbock macht  

Aus einem Gastbeitrag von Bernd Hüttemann, Generalsekretär der EBD, auf 
der Webseite von „Lost in Europe – Der unabhängige EU-Blog aus Brüssel“ 
vom 02. 04. 2020 

„… Krisenmodus. Ein Modus, der unsere Leben auf die eigenen vier 
Wände reduziert, uns nur medial und virtuell die Welt erfahren lässt. 
Es sind aber auch zwei Wochen massiver Kritik an der Europäischen 
Union und ihrem Handlungsversäumnis. 

Und stimmt es nicht auch? Wo ist „Europa“, wenn man es braucht? 
Willkürliche Grenzen werden hochgezogen. Menschen dürfen nicht 
mehr im Grenzort arbeiten, andere werden hingegen heimgeholt, um 
Mitbürger anzustecken, obwohl sie besser in Urlaubsquarantäne ge-
blieben wären. Schutzmasken-Merkantilismus wird propagiert, ob-
wohl Lieferketten für den Gesundheitsschutz funktionieren müssen. 
In Ungarn wird gar die Gewaltenteilung abgeschafft (aber dafür war 
Corona wohl nur ein willkommener Anlass). Die Nation soll uns frei 
nach dem Sankt-Florians-Prinzip retten: „Heiliger St. Florian, ver-
schon‘ mein Haus, zünd‘ and’re an!“. 

Es ist aber auch die Stunde der Schlaumeier, der Think-Tanker und 
Publizisten, die leichtes Spiel haben zu beschreiben, was nicht läuft in 
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Europa. Wohlgemerkt: was nicht läuft in einer der größten 
Pandemien der Menschheit.  

Und so sind alle wieder da! Zunächst natürlich die nationalistischen 
Europahasser, die autoritäre Phantasien ausleben möchten. Es mel-
den sich aber auch die gutmeinenden enttäuschten Europaroman-
tiker, die erst jetzt merken, dass die EU schlicht wenig Kompetenz in 
einer grenzüberschreitenden Gesundheitskrise hat. 

Und es gibt die Technokraten-Liebhaber, die nun die „Stunde der 
Exekutive“ (FAZ) ausrufen. Sie propagieren ein bloß technisches Euro-
pa, das höchstens wie eine Behörde funktionieren soll und nicht wie 
ein demokratisches Gemeinwesen. Die Staatskanzleien werden es 
schon richten. 

Europa hat vorgeführt bekommen, wie nationale Alleingänge, unko-
ordinierte Maßnahmen und halbherzige Solidaritätsmanifestationen 
die Ausbreitung des Coronavirus nicht stoppen konnten. Der Kom-
mission sind vielfach die Hände gebunden und wird trotzdem mit der 
gesamten EU zum Sündenbock. 

Mittelfristig ist die Krise nicht durch ad hoc-Maßnahmen zu über-
winden. Wo gemeinschaftliches Handeln nicht erzwungen werden 
kann, können neue Kompetenzen geschaffen werden. Der europä-
ische Gesetzgeber, inklusive Mitgliedstaaten, muss alle notwendigen 
Schritte unternehmen, dass eine kommende Pandemie frühzeitig 
erkannt und gemeinsam bekämpft werden kann.  

Statt 27 verschiedene braucht es einen europäischen Entschei-
dungsreflex, der wiederum zielgerichtete regionale Reflexe bewirkt 
und verbindet. Hierfür gibt es jetzt schon genügend Vorschläge. Einer 
davon schlägt vor, dass die Europäische Kommission unter der demo-
kratischen Kontrolle vom Europäischen Parlament und dem Euro- 
päischen Rat … bestimmen können muss.“ 
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 LIBÉRATION (FR) 

Humanismus ist das einzig Richtige 

Dass die Staaten in der Krise Menschenleben über Wirtschaft stellen, belegt, 
dass es zu solidarischem Handeln keine Alternative gibt, schreibt der 

Philosoph Francis Wolff am 21. 04. 2020: 

„Die Solidarität ist nicht mehr nur eine Frage der Ethik, sondern eine Frage 
des Überlebens. ... Auf die bewundernswerte Zusammenarbeit von heute 

zwischen Wissenschaftlern weltweit folgt morgen möglicherweise die 
Versorgung mit Masken und Beatmungsgeräten auf europäischer Ebene oder, 

besser noch, auch in Richtung Afrika. Anschließend dann ein Impfstoff oder 
Heilmittel für die gesamte Menschheit. Und übermorgen - warum denn nicht? 

- globale Gesundheits- und Sozialversicherungssysteme, die durch globale 
Gegenseitigkeitsversicherungen finanziert werden. ... Das ist unrealistisch, 
sagen Sie. Aber sehen Sie denn nicht, dass der humanistische Weg nun der 

einzig realistische ist?“ 

 

 

Wir sind nicht im Krieg!  
 

Kriegsbeschwörung ist im Zeichen der Corona-Pandemie en vogue. 
Das ist falsch – und folgenreich.  

Aus einem Beitrag von Paul Widmer, Diplomat u. freier Autor aus der Schweiz 
in der „Neuen Zürcher Zeitung – Online“, vom 21. 04. 2020 

„Die Weltpolitik kann man mit zwei Begriffen erschließen: mit Krieg 
und Frieden. Der eine Begriff ist positiv besetzt, der andere negativ, 
vergleichbar mit Gut und Böse in der Moral, mit Schön und Hässlich 
in der Ästhetik oder mit Gewinn und Verlust in der Wirtschaft. Der 
Krieg ist kein Ziel. Er bedeutet immer, dass man etwas Positives 
verliert, nämlich den Frieden. Der Krieg ist ein Mittel, um mit einem 
äußersten Kraftakt eine Entscheidung herbeizuführen. Er hebelt die 
Regeln aus, die in einer Friedensordnung gelten.  
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Und nun kommt die Coronavirus-Epidemie. Der Kriegsbeschwörung 
widerstehen nur wenige. Warum gefällt den Regierenden die Kriegs-
metaphorik? Das hängt eben mit den Mitteln zusammen, die im Krieg 
erlaubt sind, im Frieden jedoch nicht. Das Notrecht gibt ihnen mehr 
Macht, als die reguläre Gewaltenteilung vorsieht. Kommt noch hinzu, 
dass sich mehr Macht auch politisch auszahlt. Mit gutem Krisen-
management winkt der Lorbeerkranz. 

Das Gerede von einem Krieg im Zusammenhang mit der Coronavirus-
Epidemie ist unangebracht. Erstens ist es unmoralisch. Was Krieg ist, 
weiß jeder. Es ist ein Bild nicht nur vom Tod, sondern von Schrecken, 
Gewalt und Zerstörung. Siehe Jemen oder Syrien. Man sage diesen 
Leuten, die mitten im Krieg stehen, wir befänden uns auch in einem 
Krieg! Es wäre unanständig, eine Verharmlosung ihrer Leiden. Und im 
Ersten Weltkrieg wusste man auch, was Krieg ist: der tödliche Kampf 
zwischen den Nationen um die Vorherrschaft in Europa – und nicht 
die Spanische Grippe … 

Zweitens verleitet die Kriegsmetaphorik zu falschen Schlüssen. Sie 
suggeriert, die verfassungsmäßige Ordnung mit ihrer 
Gewaltenteilung reiche nicht mehr aus; die Exekutive benötige, um 
handlungsfähig zu sein, Sonderrechte wie im Krieg. Doch Vorsicht. 
Heute hat sich niemand gegen einen militärischen Angriff zu 
wappnen. Bei der Bekämpfung einer Epidemie zählt anderes: 
Verhinderung und Eindämmung der Seuche und vor allem die 
Zustimmung der Bevölkerung zu den erforderlichen Maßnahmen. 
Diese erreicht man besser, wenn man Volk und Parlament in die 
Beschlüsse einbezieht, statt sie mit Notrecht auszuschließen. 

Was tun? Weisen wir als Erstes eine dramatisierende Metaphorik 
zurück. Sie bringt nichts. Misstrauen wir sodann dem Ruf nach mehr 
Macht. Die Erfahrung lehrt, dass, wer viel Macht hat, noch mehr will. 
Engagieren wir uns stattdessen mit voller Überzeugung für das 
geltende Recht. Das ist, zugegeben, langweilig, aber immer noch das 
Zuverlässigste.“ 
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Eine Billion für die EU 

Eine Anleihe, um Europas Zukunft zu sichern 

Aus einem Gastbeitrag von Friedbert Pflüger (Univ. Bonn) 
und Jürgen Trittin (Abg. d. Dt. Bundestages, Bundesminister a. D.) 

in „Cicero Online - Magazin für politische Kultur“, 21. 04. 2020 

In seiner Osterbotschaft hat Papst Franziskus angesichts der Corona-
Pandemie an die Europäer appelliert, sich als Teil einer Familie zu er-
kennen. Vom Verhalten der EU hänge die Zukunft der Welt ab! Wenn 
das friedliche Zusammenleben nicht auf eine harte Probe gestellt 
werden solle, benötige es eines neuen Beweises der Solidarität –  
„auch wenn wir dazu neue Wege einschlagen müssen.“  

Zum zweiten Mal innerhalb eines Jahrzehnts sieht sich das gemein-
same Europa mit einer existentiellen globalen Krise konfrontiert – 
und tut sich schwer eine europäische Antwort zu finden. Wenn wir 
diese Antwort nicht geben, steht der Zusammenhalt des 
gemeinsamen Europas vor einer existentiellen Herausforderung. 
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Beide Autoren sind gegensätzlicher Ansicht über die Einführung allge-
meiner Eurobonds. Doch wir beide sind der festen Überzeugung: In 
dieser Lage muss es eine europäische Antwort geben. Wir plädieren 
für eine zeitlich begrenzte, vollständig rückzahlbare, auf Klima- und 
Digitalpolitik konzentrierte europäische Zukunftsanleihe über 1.000 
Milliarden Euro.  

Damit setzt Europa ein Signal des Aufbruchs, der Modernisierung und 
der Stärke in Zeiten wachsender nationaler Egoismen und gefähr-
licher Großmacht-Konkurrenzen. Es investiert - anders als 2009 - 
gezielt in Zukunftssektoren. Diese Anleihe hat eine Botschaft nach 
innen und außen: Wir glauben an uns, niemand sollte gegen uns 
wetten und wir verwandeln die Krise in eine Chance.  

Es geht nicht um allgemeine Eurobonds, es geht nicht um die 
Subventionierung überbordender Bürokratie oder überkommener 
Strukturen. Es geht um eine europäische Zukunftsanleihe, die ziel-
gerichtet eingesetzt werden muss: für die Bekämpfung des Klima-
wandels durch den ökologischen Umbau der europäischen Volkswirt-
schaften in einem Green Deal. So können wir dazu beitragen, die 
globale Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie zu stärken. 

Es geht nicht darum, für Fehler der Vergangenheit zu haften. Es geht 
darum, Zukunft zu finanzieren. Und zwar zielgerichtet, zweck-
gebunden. Wenn es gelingt, eine einmalige 1000 Milliarden-
Zukunftsanleihe zielgerichtet und zeitlich begrenzt für Klima, Umwelt 
und eine umfassende Digitalwende einzusetzen, dann werden wir die 
Bürger überzeugen.  

In der jetzigen „epochalen Herausforderung“ (Papst Franziskus) 
brauchen wir einen ambitionierten Ansatz, keine engstirnige, klein-
herzige und national-egoistische Reaktion. Es geht um die Verteidi-
gung und Erneuerung des europäischen Projektes: um den unbezahl-
baren Frieden, den wir durch die europäische Idee seit nunmehr 75 
Jahren genießen sowie um Freiheit, Wohlstand und soziale 
Sicherheit, die alles andere als vollkommen, im internationalen 
Vergleich jedoch unübertroffen sind. 
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Gemeinsamer deutsch-italienischer Aufruf an die 
Regierungen aller Mitgliedstaaten und an die EU-

Institutionen 
für mehr europäische Solidarität vom 01. 04. 2020 

 

Europäische Solidarität jetzt im Interesse aller 
Mitgliedstaaten 

 

Mit der Corona-Virus-Epidemie erleben wir alle in Europa eine beispiellose 
Herausforderung für uns alle. Es schränkt unsere Bewegungsfreiheit ein, be-
lastet unsere Gesundheitssysteme enorm und verursacht enormen wirt-
schaftlichen Schaden. Viele Bürger in Europa sorgen sich um ihre Gesundheit, 
ihre Angehörigen und ihre wirtschaftliche Zukunft. Italien war das erste 
europäische Land, das schwer getroffen wurde, und hat einen sehr hohen Preis 
für das Leben von Menschen gezahlt. Ärzte und Krankenschwestern arbeiten 
unter beispiellosen Bedingungen in modernen Gesundheitssystemen, retten 
Leben, riskieren aber ihre eigenen. Alle Italiener leiden unter einer langen 
Quarantäne mit großen persönlichen Opfern und stehen vor der schlimmsten 
Wirtschaftskrise seit dem Zweiten Weltkrieg. Gleichzeitig hilft Italien anderen 
Ländern, ähnliche Leiden zu verhindern, indem es das Bewusstsein für die 
Schwere der Bedrohung schärft. 

Insbesondere zu Beginn der Krise haben nationale Exportbeschränkungen für 
dringend benötigte medizinische Geräte und einseitige Grenzschließungen die 
europäische Reaktion auf die Corona-Krise fragmentiert. Diese nationalen 
Reflexe schaden dem Ruf des europäischen Projekts gerade dann, wenn die 
europäische Zusammenarbeit am dringendsten benötigt wird. Es gibt aber auch 
wichtige, inspirierende Beispiele europäischer Solidarität, wenn italienische 
Leben in Krankenhäusern in Sachsen, Köln oder Berlin gerettet werden. Europa 
bedeutet, trotz geschlossener Grenzen frische Lebensmittel aus den 
Nachbarländern zu bekommen. Europa bedeutet internationale Forschungs-
teams, die über Landesgrenzen hinweg nach einem Impfstoff suchen. Wir 
begrüßen es, dass die Europäische Kommission beschlossen hat, einen strate-
gischen Vorrat an medizinischen Geräten zu schaffen. Uns ist bekannt, dass sich 
die Mitgliedstaaten in der Vergangenheit geweigert haben, mehr Kompetenzen 
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im Gesundheitsbereich zu teilen, wodurch die verfügbaren Optionen für die 
Kommission eingeschränkt wurden. 

Aber wir brauchen jetzt mehr europäische Solidarität. Dies ist ein ent-
scheidender Moment für die Zusammenarbeit in Europa. Wir müssen 
beweisen, dass wir eine Wertegemeinschaft mit einem gemeinsamen Schicksal 
sind, die in einer turbulenten, globalen Welt füreinander arbeitet. Es ist Zeit, 
mutige gemeinsame Schritte zu unternehmen, um die Angst zu überwinden. Es 
ist Zeit für die europäische Einheit, nicht für die nationale Spaltung. Wir fordern 
daher unsere Regierungen auf, die alten Spaltungsmuster in Europa und in der 
Eurozone zu überwinden. 

Wir müssen medizinische Nothilfe leisten, indem wir Patienten aus besonders 
betroffenen und überlasteten Ländern behandeln. Wenn wir unsere medizini-
schen Kapazitäten auf europäischer Ebene bündeln, können wir mehr Leben 
retten. 

Wir müssen auf europäischer Ebene die Herstellung und den Vertrieb von 
Schutzartikeln wie Masken, Kleidung und Desinfektionsmitteln sowie Atem-
schutzmasken, Arzneimitteln und Tests koordinieren, damit sie dort eingesetzt 
werden können, wo sie am dringendsten benötigt werden. Viele Unternehmen 
in Europa stellen ihre Produktion um. Wir müssen darüber hinausgehen und 
sicherstellen, dass Europa in Bezug auf kritische medizinische Geräte und 
Medikamente einigermaßen autark ist. 

Wir brauchen starke europäische Entscheidungen für die öffentliche Gesund-
heit sowie für die wirtschaftliche und finanzielle Stabilität aller EU-Mitglied-
staaten. Alle EU-Institutionen, die jeweils im Rahmen ihres jeweiligen Mandats 
tätig sind, sowie die Mitgliedstaaten müssen sich dringend und konvergierend 
zusammenschließen und aus vier Schlüsselmaßnahmen bestehen: 

1. Die EZB hat wichtige erste Maßnahmen ergriffen. Wir müssen den Finanz-
märkten klare Signale senden, dass Spekulationen gegen einzelne Mitglied-
staaten sinnlos sind. Wir brauchen einen umfassenden finanziellen Schutzschild 
für Europa und den Euroraum. 

2. Dies ist nicht nur die Rolle der Geldpolitik der EZB, sondern gehört auch zu 
demokratischen Entscheidungen in der Finanzpolitik. Alle Mitgliedstaaten der 
Eurozone müssen einen zuverlässigen und langfristigen Zugang zu den von der 
EZB ermöglichten Niedrigzinsfinanzierungen erhalten. Daher unterstützen wir 
die sofortige Eröffnung einer Kreditlinie für das Gesundheitswesen im ESM mit 
gezielten Bedingungen, um sicherzustellen, dass Kredite für genau definierte 
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Kategorien von Gesundheitsprogrammen ohne zusätzliche Bedingungen 
verwendet werden. 

3. Wir brauchen aber auch eine Lastenteilung, da die Krise alle Länder gleich-
zeitig trifft und kein einzelnes Land wegen schlechter wirtschafts- oder 
fiskalpolitischer Entscheidungen der Vergangenheit in dieser Krise ist, sondern 
wegen einer schrecklichen Pandemie. Da wir gemeinsam in diese Krise ein-
getreten sind, werden wir sie nur gemeinsam gut beenden. Wir brauchen eine 
Lastenteilung, weil einige Länder sonst das Risiko eingehen könnten, nicht 
genug für Gesundheitsprojekte und einen raschen Neustart der 
wirtschaftlichen Aktivitäten ausgeben zu können. Dies würde nicht nur das 
betroffene Land verletzen, sondern den gesamten Binnenmarkt gefährden. Wir 
fordern daher die Emission europäischer Gesundheitsanleihen mit einem 
klaren und definierten gemeinsamen Ziel und vorbehaltlich gemeinsam 
vereinbarter Leitlinien. Dies würde es ermöglichen, die Last auf demokratische 
Weise zusammen zu tragen. 

4. Die Bekämpfung der Coronavirus-Pandemie und ihrer unmittelbaren Folgen 
ist derzeit dringend. Wir sollten jedoch damit beginnen, die notwendigen 
Maßnahmen vorzubereiten, um zu einem guten Funktionieren unserer Gesell-
schaft zurückzukehren und zu einer nachhaltigen wirtschaftlichen Entwicklung 
überzugehen, unter anderem den grünen Übergang und die digitale Trans-
formation zu integrieren und alle Lehren aus der Krise zu ziehen. Dies erfordert 
eine koordinierte Ausstiegsstrategie, einen umfassenden Wiederherstellungs-
plan und beispiellose Investitionen. Wir fordern den Präsidenten der Kommis-
sion und den Präsidenten des Europäischen Rates in Zusammenarbeit mit dem 
Europäischen Parlament und in Absprache mit anderen Institutionen, 
insbesondere der EZB und der EIB, auf, die Arbeit an einem Aktionsplan zu 
diesem Zweck aufzunehmen. 

Dies ist nicht die Zeit, uns teilen zu lassen. Dies ist die Zeit, vereint zu bleiben 
und für eine gemeinsame, bessere Zukunft zu kämpfen. 

 

(veröffentlicht in Social Media:  www.weareinthistogether.eu 

Die Petition kann Jeder über den eigenen Computer unterstützen! 

 

 

 

http://www.weareinthistogether.eu/
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Die Freiheit aus der Unfreiheit 

„Von wegen Corona macht uns alle gleich. Und das Virus kennt 
keinen Unterschied. Hat man Ostern ja gesehen. Während man in 
Bremen im Park grillen durfte, war es in Berlin verboten. In Hamburg 
durfte man mit Butterstullen im Park spazieren gehen, sitzen auf der 
Bank jedoch nicht. In NRW durften Dauercamper campen, in 
MeckPom nicht. Dafür durfte man hier dank der Virologen am 
Oberverwaltungsgericht in letzter Minute auf die Inseln, in Schleswig-
Holstein nicht. In Bayern darf man nicht Motorrad fahren, In 
Rheinland-Pfalz ja. Besonders kompliziert war es im Harz. In den 
West-Harz in Niedersachen durfte man zum Ausflug, in den Ost-Harz 
in Sachsen-Anhalt nicht. Also behandelt uns Corona alle gleich? Das 
Virus vielleicht ja, aber wir behandeln das Virus nicht gleich. 
 
Fast zweitausend Jahre wurde Ostern vom Gebetbuch bestimmt. Vor 
dreihundert Jahren kam das Sparbuch hinzu. Gut, Ostereier. Dieses 
Jahr das Gesetzbuch. Mal sehen, was heute die Kanzlerin von den 
Virologen gesagt bekommt und wir ausbaden müssen. Wochenlang 
heißt es, keine Kontakte und Abstandsregeln. Dann ist plötzlich von 
Herdenimmunität und Durchseuchung die Rede. 
 
Ich finde, das mit Ostern hat doch gut geklappt. Und Freunde und 
Bekannte erzählen von einer völlig neuen Erfahrung. Sie kamen zu 
Dingen, zu denen sie wegen Freunden und Bekannten seit Jahren 
nicht mehr kamen. Ist doch komisch, aus der Unfreiheit kommt eine 
neue Freiheit. Von wegen Herde … 
 
Und gemeinsam aufregen kann man sich ja immer noch.“ 

 
 

(Von Max-Stefan Koslik, Medienhaus Nord, Lokaljournalist 
Stellv. Chefredakteur 

der „Schweriner Volkszeitung“, Mitte April 2020) 
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politnews 

Deutschland, Deine Öffnungsdiskussionsorgien 
Aus: polisphere e. V. Berlin (passion for politics) 

(20. 04. 2020) 

„Gesundheitsminister Jens Spahn konnte frohe Kunde verbreiten, vielleicht zu 
frohe. Die Coronavirus-Krise sei "beherrschbar" geworden, wenngleich es für 
eine Entwarnung zu früh sei, so Spahn in einer Bundespressekonferenz. Er 
wagte damit den Drahtseilakt zwischen dem bei Laune halten einer 
ausgezehrten Bevölkerung bei gleichzeitiger Mahnung, viele der 
Verhaltensänderungen weiterhin durchzuhalten, um eine zweite 
Infektionswelle zu vermeiden. Die nächsten Tage werden zeigen, ob ihm das 
gelungen ist, denn mit den vielerorts in Kraft tretenden Lockerungen wird auch 
die allgemeine Quarantäne-Disziplin nachlassen. Welche Rolle der 
Reproduktionsfaktor bei der politischen Abwägung spielt, erklärte Spahns 
Kabinettschefin Angela Merkel auf wissenschaftlich-nüchterne Art und bekam 
dafür grenzüberschreitende Anerkennung. Merkels sachliche 
Herangehensweise steht gerade dieser Tage in akutem Kontrast zu polternden, 
aber meist erfolgloseren Amtskollegen im Ausland. Dennoch verstärken 
ausufernde "Öffnungsdiskussionsorgien", wie es Angela Merkel am 20. 04. 
2020 in einer internen CDU-Schalte nannte, das Bild einer uneinheitlich 
agierenden Administration, was im schlimmsten Falle die Glaubwürdigkeit der 
Maßnahmen untergraben kann.“ 

Was wir aus unserer eigenen Sicht hinzufügen wollen: 

- Natürlich ist es richtig, dass die in MV getroffenen Maßnahmen mit dazu 
beigetragen haben, dass die Ausbreitung des Coronavirus hier am geringsten 
von allen Bundesländern ist! 

- Kritisch ist zu sagen, dass durch nicht immer klare Informationen in den 
Landesverordnungen, durch unterschiedliche Interpretationen durch Landes-
politiker und in den Medien und auch durch zu schnell wechselnde Entschei-
dungen (siehe Verbot von Autokino-Veranstaltungen und Aufhebung des 
Verbots am 21. bzw. 22. 04 2020) Unbehagen und Kopfschütteln entstand. 

- Wenn dann noch von Kommunalpolitikern und Interessenverbänden durch 
eigene Vorschläge und Forderungen zu schnelleren und mehr Lockerungen 
der Schutzmaßnahmen gedrängt wird, entsteht der zeitweilige Eindruck, dass 
doch wohl alles gar nicht so schlimm sei – in diesem Sinne trifft das Wort der 
Bundeskanzlerin durchaus zu: „Öffnungsidskussionsorgien“! 
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Klopapier beruhigt 

 

Gleich zu Beginn der Corona-Krise wurde in Deutschland das Toilettenpapier 
knapp. Und sobald die Supermärkte und Drogerien eine neue Lieferung 
bekamen, stürzten sich die Kunden darauf. Was wollten die Menschen nur mit 
den vielen Rollen? 

Wissenschaftler wissen eine Antwort: Der grundlegende Wunsch des 
Menschen nach Kontrolle wirkt sich auf die Produktwahl beim Ein-kaufen aus. 
Das ist das Ergebnis einer Studie, die 2017 … in Singapur veröffentlicht wurde. 

Konkret bedeutet das: Der Verbraucher kompensiert den Verlust von Kontrolle 
durch den Kauf von nützlichen Produkten. Sie vermitteln das Gefühl, die als 
bedrohlich empfundene Situation im Griff zu haben. … 

Toilettenpaper ist ein Hygieneartikel und gehört somit zu dieser nützlichen 
Produktklasse. Das erklärt, warum die Deutschen in der Corona-Krise anfingen, 
es zu hamstern. … In Zeiten, in denen viele verunsichert sind, gebe dieses 
Verhalten den Menschen das Gefühl, etwas gegen die Krise zu tun. 

Und so dumm ist es nicht, ausgerechnet Toilettenpapier zu bunkern. Es lässt 
sich gut lagern, man benötigt es auf jeden Fall irgendwann, und es ist billig. … 
Selbst in der Krise waltet demnach die typisch deutsche Vernunft – Klopapier 
statt Waffen, Alkohol oder Marihuana, was in anderen Ländern gehortet 
wurde. 

Beruhigend: Ein großer Hersteller gab bekannt, dass er die Toilettenpapier-
Produktion um 50 Prozent erhöht habe.“ 

(Vivien Kring, in der Kolumne „Schiefe Ebene“ in „bild der wissenschaft“,         
Nr 5/2020, S. 98)  
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